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Zum $ 97 der Anſtruction zur Ausführung des 
Wehrgeſetzes. 


Von einem Bezirkehauptmanne in Galizien. 


Der § 97 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes 
handelt von dem Vormerkbuche, welches über die abweſenden Stellungs⸗ 
pflichtigen bei den unterſten Ergänzungsbehörden geführt wird. 

Nach Abſatz 2 dieſes Paragraphes darf nur derjenige gelöſcht 
werden, welcher 

a. zeitlich befreit oder eingereiht wurde oder über welchen der 
Beſchluß auf Zurückſtellung oder Löſchung aus der Stellungsliſte ge⸗ 
fällt wurde; 

b. in einen anderen Stellungsbezirk überſiedelt oder mit Be⸗ 
willigung ausgewandert; 

C. geftorben oder gerichtlich für todt erklärt worden iſt. 

Die Styliſirung des Alinen c hat nun das k. k. Landesver⸗ 
theidigungs-Miniſterium veranlaßt, im Einvernehmen mit dem k. k. 
Reichs⸗Kriegsminiſterium unterm 4. Februar 1868, 3. 260 eine Ver⸗ 
ordnung zu erlaſſen, laut welcher nur derjenige Stellungspflichtige als 
todt anzuſehen, ſonach in das Gemeindeverzeichniß der zur Stellung 
Berufenen nicht aufzunehmen, beziehungsweiſe aus dem Vormerkbuche 
der Nachzuſtellenden zu löſchen iſt, deſſen Abſterben durch die Sterbe⸗ 
matrikel nachgewieſen wurde. Fehlt die Eintragung des Todesfalles in 
der Matrikel, ſo kann nur die gerichtliche Todeserklärung die Stelle 
der fehlenden Urkunde erſetzen. 

Als Motiv zu dieſer Verordnung werden die mitunter vorkom⸗ 
menden Umtriebe in Recrutirungsangelegenheiten angegeben. 

Nun iſt nicht recht erſichtlich, auf welche Art dieſe Miniſterial⸗ 
Verordnung dazu dienen ſoll „Umtriebe in Recrutirungsangelegen⸗ 
heiten“ hintanzuhalten, da doch nicht als Regel angenommen werden 
kann, daß ſich die Behörden beigehen laſſen, die Hand zu derlei Um⸗ 
trieben zu bieten und wohl nur in ganz vereinzelten Ausnahmsfällen 
Stellungspflichtige auf den Einfall gerathen politiſch⸗adminiſtrativ für 


todt gelten zu wollen, um ſich der Stellungspflicht zu entziehen. Da⸗ 
gegen iſt dieſe Miniſterial⸗Verordnung ein Hemmniß, welches die hohen 
Orts ſo oft und ſo eindringlich angeordnete Herabminderung der Ziffer 
der im Vormerkbuche eingetragenen Nachzuſtellenden weſentlich behindert. 
Auch hat dieſelbe zahlreiche behördliche Controverſen hervorgerufen, in⸗ 
dem nur die wenigſten politiſchen Stellungsbehörden aus der Textirung 
des Alinea ec des § 97 conform der Interpretation des k. k. Landes⸗ 
vertheidigungs⸗Miniſteriums herausleſen konnten, daß nur derjenige 
Stellungspflichtige todt iſt, deſſen Sterbeſchein vorliegt, oder den die 
Gerichte für todt erklären. Sind ja doch die Fälle ſehr zahlreich, in 
welchen ſich das Ableben eines Stellungspflichtigen durch den Ma⸗ 
trikelauszug nicht erweiſen läßt, obwohl der wirklich erfolgte Tod dieſes 
Mannes keinem Zweifel unterliegt 

So haben beiſpielsweiſe in Galtzien während der Jahre 1846, 
1847 und 1848 Noth, Cholera und Hungertyphus geherrſcht und 
Tauſende von Menſchen ohne Sang und Klang und — was für die 
Zwecke der Stellungsbehörden am ſchlimmſten iſt — ohne Matri⸗ 
kulirung der Todesfälle in die Grube gebracht. In vielen Fällen iſt 
es wohl den politiſchen Stellungsbehörden gelungen, durch Zeugenaus⸗ 
ſagen, welche unter Eidespflicht abgegeben wurden, den Beweis herzu⸗ 
ſtellen, daß die betreffenden zur Nachſtellung Vorgemerkten längſt ver⸗ 
ſtorben ſind. Aber dennoch kann nach dem Wortlaͤute jener Miniſte⸗ 
rial⸗Verordnung die Löſchung dieſer Leute nicht erfolgen, weil die 
Todtenſcheine nicht vorliegen und weil die Leute nicht gerichtlich für 
todt erklärt worden ſind. Weiters: bis zum Jahre 1855 wanderten 
ganze Familien aus dem von der Noth am haärteſten heimgeſuchten 
Weſten von Galizien nach der Bukowina und nach Ungarn, fanden 
dort Unterkunft und Brod, und ließen ſich in Folge deſſen häuslich 
nieder und da ſie mit ihren, in der Heimat zurückgebliebenen Ver⸗ 
wandten in keinem Verkehr ſtehen, ſo iſt die Ausforſchung dieſer Aus⸗ 
wanderer und beziehungsweiſe der zu ihrem Familienſtande gehörigen 
Stellungspflichtigen rein unmöglich und höchſtens hie und da dem Zu⸗ 
fall zu verdanken. 

Nun führt jede galiziſche Stellungsbehörde eine beträchtliche An⸗ 
zahl Nachzuſtellender in ihrem Vormerkbuche, die entweder in ihrer 
Kindheit der Noth und Krankheit erlegen, unterm Zaun geſtorben, oder 
als Auswanderer in ihrer Heimat verſchollen ſind. Aber auch außer⸗ 
halb Galiziens ſcheinen die Stellungsbehörden, gleichviel aus welchen 
Anläſſen im Punkte der Evidenzhaltung der Nachzuſtellenden mit 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Beiſpielsweiſe enthielt die Nummer der 
Neuen freien Preſſe vom 5. Mai 1869 die Mittheilung, daß die Zahl 
der mit Ende December 1868 bei den Stellungsbehörden Nieder⸗ 
Oeſterreichs zur Nachſtellung vorgemerkten Stellungspflichtigen 1872 
Mann betragen und nach einer Vergleichung mit dem Stande vom 
30. Juni 1868 ſich eine Zunahme von 864 Individuen herausge⸗ 
ſtellt habe. 

Ich glaube den politiſchen Stellungsbehörden nicht zu viel Ehre 
anzuthun, wenn ich als ſicher annehme, daß die große Mehrzahl der⸗ 
ſelben ſichs angelegen ſein läßt, die von der Stellung Ausgebliebenen 
zur Erfüllung ihrer Militärpflicht heranzuziehen und die Zahl der zur 
Nachſtellung Vorgemerkten zu vermindern. Aber Leute, die todt oder 
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als läugſt verſchollen den Behörden unerreichbar find, laſſen ſich nun 


einmal nicht nachſtellen. Die Leute müſſen alſo durch 16 Jahre im 
Vormerkbuch geführt werden, die Zahl der Vorgemerkten, ſtatt ſich zu 
vermindern, ſteigt auf dieſe Art von Jahr zu Jahr und die polttiſchen 
Stellungsbehörden bekommen deßhalb ohne ihr Verſchulden jeden Monat 
harte Worte, Mahnungen und Rügen, denen gegenüber ſie ſich bei 
dem Beſtande der Miniſterial⸗Interpretation zum Alinea e des § 97 
in der Lage eines Menſchen befinden, den man au einen Pfahl feſtgebunden 
hat und dennoch allmonatlich hart anläht, weil er nicht vorwärts kommt. 

Der Hinweis auf die gerichtliche Todeserklärung kann aber doch nur 
ſo zu verſtehen ſein, daß derlei gerichtliche Ausſprüche „wenn ſie vor⸗ 
liegen“ zur Löſchung des betreffenden Stellungspflichtigen berechtigen, 
während nicht anzunehmen tft, daß bei Abfaſſung des Alinea c des 
§ 97 der Inſtruction zum Wehrgeſetz auch nur daran gedacht worden 
wäre, den koſtſpieligen Apparat, der ohnehin bis zur Unerträglichkeit 
mit Geſchäften überhäuften Gerichte in Bewegung zu ſetzen, einzig 
und allein um auf Grundlage der gerichtlichen Todeserklärung einige 
hundert Namen aus dem Vormerkbuche zu bringen, deren Träger 
längſt nicht mehr unter den Lebenden wandeln oder ſeit Jahren ver⸗ 
ſchollen find. 

Schreiber dieſer Zeilen iſt deßhalb der Anſicht, daß die mit der 
Verordnung des Landesvertheidigungsmintſteriums vom 4. December 
1868, 3. 260 gegebene Interpretation dem Alinea e des § 97 
Gewalt anthut, indem Text und Sinn des Alinea's keineswegs aus⸗ 
ſchließen, daß im Falle des Abgangs förmlicher Todtenſcheine die Löſchung 
des als Nachzuſtellender Vorgemerkten auch dann erfolgen darf, wenn 
deſſen Tod durch eine von der politiſchen Behörde mit Umſicht und 
Gewiſſenhaftigkeit und unter Eidespflicht der berufenen Zeugen zu 
Stande gebrachte Erhebung ſichergeſtellt iſt. Genügen ja doch derlei 
Erhebungen den Landesbehörden für weit ernſtere Zwecke, zum Beiſpiel: 
um auf deren Baſis Eintragungen in die Matrikel zu verfügen oder 
die Dispens von der Beibringung des Matrikelauszuges zu ertheilen. 

Aber ſelbſt angenommen, daß man den politiſchen Behörden 
allen Ernſtes zumuthet, bei Abgang des Todtenſcheines die Mühe- 
waltung des Gerichtes zum Zwecke der Todeserklärung des betreffenden 
Stellungspflichtigen anzurufen und dem Staatsſchatze die mit der 
Action des Gerichtes verbundenen Koſten aufzubürden, was wird wohl 
das Gericht thun? Es wird Zeugen berufen und beeiden und Zeugen 
Gebühren bezahlen, es wird zahlbare Inſerate in ungeleſene Amts⸗ 
blätter einſchalten und nach Ablauf von Jahren eine Todeserklärung 
erlaſſen und — vielleicht auch nicht. Wäre es deßhalb nicht weit paſſender, 
wenn die politiſchen Behörden die am Ende doch nur zu Recrutirungs⸗ 
zwecken und der Evidenzhaltung zuliebe nöthigen Erhebungen felbft 
pflegten, die ſie in der Regel koſtenlos pflegen würden. Handelt es 
ſich ja doch nur um adminiſtrative Zwecke und Formalien, nicht aber 
um Sicherung ſtaatsbürgerlicher oder privatrechtlicher Verhältniſſe. 

Ebenſo wäre den unterſten Ergänzungsbehörden zu geſtatten, 
daß Stellungspflichtige, deren Ausforſchung vergeblich war und die 
nach dem erhobenen Sachverhalte verſchollen ſind, ebenfalls aus dem 
Vormerkbuche gelöſcht werden dürfen. Für das Stellungsgeſchäft er⸗ 
wächst dadurch abſolut kein Nachtheil, weil für den Fall, als ein auf 
dieſe Weiſe gelöſchter Nachzuſtellender wider alle Wahrſcheinlichkeit 
dennoch zum Vorſcheine käme, die Action der Stellungsbehörden ſofort 
wieder zu beginnen hat. Wohl aber gewährt dieſer Vorgang den Vor⸗ 
theil, daß die Vormerkbücher der Stellungsbehörden über die Nach⸗ 
zuſtellenden allmälig von einem Ballaſte geſäubert werden, der zu 
nichts nützt und nichts frommt und lediglich die Oberbehörden zu den 
jetzt üblichen periodiſchen Mißfallens⸗Aeußerungen veranlaßt. 

Die unterſten politiſchen Ergänzungsbehörden ſtehen in dieſer 
Frage ohne Allitrten da, weil die Verhandlungen und Beſtrebungen, 
welche Löſchungen im Vormerkbuche der Nachzuſtellenden zur Folge 
haben können, eben nur Sache dieſer Behörden ſind. Die ganze 
Wucht der oberbehördlichen Unzufriedenheit entladet ſich nur deßhalb 
über den Häuptern der Bezirkshauptmannſchaften und ſelbſtſtändigen 
Stadtvorſtände, gegen fie iſt-auch die Spitze aller in dieſer An⸗ 
gelegenheit erfließenden Verordnungen gerichtet. Die Stimme, welche 
einzelne Unterbehörden erhoben haben, iſt bis jetzt ungehört verhallt, 
möge es durch die Anregung des Gegenſtandes in dieſem Blatte 
gelingen, gebeſſerte Zuſtände herbeizuführen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Für durch den Biß eines wüthenden Hundes angerichtete Beſchädi⸗ 
gungen an Thieren kann die Erſatzforderung gegen den Eigenthümer 
des Hundes nicht im politiſchen Wege geltend gemacht werden. 


Das Gemeindeamt O. machte bei der Bezirkshauptmannſchaft 
C. die Anzeige, daß ein dem Bartholomäus F. in O. gehöriger 
wüthender Hund einen Menfchen, mehrere Schweine und andere Thiere 
gebiſſen habe, und daß Vorfichtsmaßregeln unbedingt nothwendig ſeien. 
Die Bezirkshauptmannſchaft beauftragte hierüber den Wundarzt Joſeph 
T. unter Jutervention des Gemeindevorſtehers die Erhebungen zu 
pflegen, die geeigneten Maßregeln einzuleiten und über das Reſultat 
zu berichten. Die unter Zuziehung des Gemeindevorſtehers von O. 
und des Waſenmeiſters Joſeph St. von H. durch den Wundarzt ge— 
pflogenen Erhebungen ergaben, daß am 10. October 1870 ein Schwein 
des Jacob Z. von einem Hunde des Bartholomäus F. gebiſſen wurde 
und nach 20 Tagen unter höchſt wuthverdachtigen Symptomen ver⸗ 
endete; daß gleichfalls am 10. October 1870 ein Menſch und ein 
Schwein eines anderen Inſaſſen vom demſelben Hunde gebiſſen wurden, 
doch bisher noch geſund ſeien. Der Hund wurde ſchon drei Wochen 
früher erſchoſſen und verſcharrt, und konnte wegen der vorgeſchrittenen 
Fäulniß von der Commiſſion nicht mehr unterſucht werden; doch wurde 
derſelbe vom Gemeindevorſteher und von den Nachbarsleuten als jener 
des Bartholomäus F. agnoscirt. 

Nachdem vom Gemeindevorſteher für die Intervention bei der 
erwähnten Erhebung und für aus dieſem Anlaſſe gemachte weitere 
Wege eine Entſchädigung, vom Waſenmeiſter gleichfalls eine Entloh⸗ 
nung und von den beiden Ortsinſaſſen für die vom Hunde gebiſſenen 
Schweine, von denen auch das zweite zu Grunde ging, ein Schaden⸗ 
erſatz gefordert wurde, die Facta, daß dieſe beiden Schweine vom Hunde 
des Bartholomäus F. gebiſſen worden ſind, durch nachträgliche Zeu⸗ 
gen⸗Einvernehmungen erwieſen vorlagen, ſo wurde Bartholomäus F. mit 
bezirkshauptmannſchaftlichem Erkenntniſſe zur Bezahlung der Particu⸗ 
lare des Wundarztes, des Gemeindevorſtandes, des Waſenmeiſters und 
zur Vergütung des durch Schätzleute erhobenen Werthes der zwei 
Schweine, im Ganzen pr. 65 fl. verurtheilt. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Bartholomäus F. an die 
Statthalterei. In der Berufung machte er geltend, daß die Schaden⸗ 
erſatzfrage hinſichtlich der zwei Schweine nicht auf den politiſchen, ſon⸗ 
dern auf den Rechtsweg gehöre; daß die Hofkanzleidecrete vom 11. 
Jänner 1816 und vom 17. Mai 1821 nur eine Erſatzleiſtung der 
Kurkoſten für Menſchen ausſprächen und daß der Beweis, daß ſein 
Hund wirklich wüthend geweſen, nicht erbracht worden ſei; die Schweine 
hätten ſicherlich nur an der dortorts herrſchenden, ſogenannten „rothen 
Krankheit“ gelitten; eine Verurtheilung in die Bezahlung der Parti⸗ 
cularien des Gemeindevorſtehers und des Waſenmeiſters ſei übrigens 
gar nicht zuläffig, weil gemeindeämtliche Particularien nicht üblich ſind, 
wie denn überhaupt die Zuziehung des Waſenmeiſters, der den Hund 
nicht einmal verſcharrte, unnöthig geweſen. 

Die Statthalterei holte das Gutachten des Landesthierarztes 
ein, der die Wuthverdächtigkeit des Hundes als beſtimmt hinſtellte; 
demzufolge beſtätigte ſie die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung 
bezüglich der Erſatzleiſtung des Recurrenten an die Eigenthümer der 
beiden vom Hunde gebiſſenen Schweine, hob aber die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung bezüglich der Bezahlung der Particulare 
des Wundarztes, Gemeindevorſtandes und Waſenmeiſters aus dem 
Grunde auf, weil gemäß dem Hofdecrete vom 17. Mai 1821 der 
Eigenthümer des wüthenden Hundes wohl die Entſchädigung für das 
vom tollen Hunde gebiffene und deßhalb vertilgte Nutzvieh, wenn er 
vermöglich iſt, nicht aber auch die Vergütung der Unterſuchungskoſten 
zu leiſten verpflichtet iſt. In Betreff der letzteren wurde dem Bezirks⸗ 
hauptmanne von der Statthalterei noch bemerkt, daß die Intervention 
des Wundarztes aus öffentlichen Rückſichten erfolgen mußte und 
daher deſſen Particulare dem Staatsſchatze zur Laſt zu fallen habe; 
hingegen die von dem Mitgliede der Gemeindevertretung und dem 
Waſenmeiſter aufgerechneten Koſten auf den Staatsſchatz nicht über⸗ 
nommen werden können, denn die Koſten für. den Gemeindevorſteher 
fallen gemäß § 4 lit. a und d des Geſetzes vom 28 April 1870 
(R. G. Bl. Rr. 68) der Gemeinde zur Laſt; dem Waſenmeiſter aber, 


deſſen Beiziehung nicht geſetzlich geboten war, bleibe bezüglich feiner 
Anſprüche der Regreß an das Gemeindeamt vorbehalten. 
Bartholomäus F. erſuchte hierauf in ſeinem Miniſterialrecurſe 
um Loszählung von der Schadenerſatzleiſtung für die zwei Schweine. 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 6. April 1872, 
3. 2401 die Statthaltereientſcheidung behoben und die Angelegenheit 
auf den Rechtsweg verwieſen, da es ſich hier um Anſprüche handelt, 
die nach privatrechtlichen Beſtimmungen zu beurtheilen find, worüber 
daher der Civilrichter zu erkennen hat. A. J. 


Zur Frage, ob bei einer der Exploſtonsgefahr insbeſondere ausge⸗ 

ſetzten Unternehmung die Conceſſion zur Errichtung der Betriebs: 

ſtätte an die Bedingung geknüpft werden kann, allen durch die Ex⸗ 
plofion Anderen erwachſenen Schaden zu erſetzen ). 


Der Bezirkshauptmann von Wr. N. hat dem Militär⸗Aexar 
nach vorausgegangener commiſſioneller Local. Erhebung die Bewilligung 
zum Baue eines Depots für Zünd⸗ und Sprengmittel (hauptſächlich 
Dynamit) in der Gemeinde E. und in der Nähe des Wr. Neuſtädter 
Canales unter den von der Militärbehörde angebotenen Vorſichten er⸗ 
theilt und im Punkte 3 der Baubewilligung decretirt: „Im Falle einer 
aus was immer für einer Urſache entſtandenen Exploſion des Depots 
iſt vom k. k. Militär⸗Aerar jeder in der Ortsgemeinde E. nachweis⸗ 
bare durch die Exploſion entſtandene, commiſſionell zu erhebende 
Schaden den betreffenden Beſchädigten und jeder an dem Wr. Neu⸗ 
ſtädter Schifffahrtscanale, an deſſen Objecten und dem Betriebe nach⸗ 
weisbar nur durch die Exploſion zugefügte Schaden, ſo wie auch der 
in Folge deſſen nachweisbar entgangene Gewinn auf Grundlage der 
commiſſionell zu pflegenden Erhebung der gedachten Geſellſchaft zu 
vergüten“. 

Gegen dieſen Abſatz der Erledigung hat die Militär⸗Baudirec⸗ 
tion den Recurs an die Statthalterei überreicht und ſich darauf be⸗ 
rufen, daß das bürgerliche Geſetzbuch, § 1295, bloß den aus Ver⸗ 
ſchulden Beſchädigenden erſatzpflichtig, hinſichtlich des Zufalls 
aber im § 1311 ausdrücklich erklärt, daß dieſer denjenigen trifft, 
in deſſen Vermögen oder Perſon er ſich ereignet; daher das Milttär- 
Aerar zum Erſatze der nachtheiligen Folgen einer aus bloßem Zu⸗ 
falle eingetretenen Exploſion des Depots nicht verpflichtet werden 
kann; dies ſei noch mehr in Beziehung auf die Vergütung desjenigen 
Gewinnſtentganges, welcher durch Einſtellung des Betriebes auf dem 
Wr. Neuſtädter Canale in Folge einer Exploſion entſtünde, der Fall. 
Die Militär⸗Baudirection bat demgemäß um Abänderung des Punktes 
3 des Bauconſenſes. 

Ueber dieſe Berufung hat der Bezirkshauptmann berichtlich her⸗ 
vorgehoben: Die von der k. k. Militär-Baudirection bezogenen Para⸗ 
graphe des a. b. G. B. ſeien zwar bei Entſcheidungen von Privatrechts⸗ 
ſachen für die Gerichte, nicht aber für die politiſchen Behörden 
bei Entſcheidung über öffentliche Angelegenheiten maßgebend; vielmehr 
ſeien letztere Behörden verpflichtet, bei ihren Entſcheidungen die ihnen 
nach der Sachlage nöthig ſcheinenden Bedingungen und Beſchränkun⸗ 
gen feſtzuſetzen. Im vorliegenden Falle vergrößere erſtlich ſchon der 
Beſtand des Dynamitdepots die durch das Vorhandenſein von ſechs 
Pulvermagazinen erzeugte Gefahr, daß irgend ein Zufall eine Ex⸗ 
ploſion bewirke, womit Beſchädigungen an Privateigenthum verbunden 
ſein können. Ferner ſeien die Urſachen ſolcher Exploſionen erfahrungs⸗ 
gemäß in den ſeltenſten Fällen zu ermitteln; der Beweis, daß die 
Exploſion durch böſen Vorſatz oder auffallende Sorgloſigkeit verurſacht 
worden, ſei aber faſt nie zu erbringen möglich, weßhalb in den meiſten 
Fällen ein Zufall als Urſache angenommen werden müßte, und folglich 
ein Schadenerſatz nach der Anſicht der Militär⸗Baudirection nicht zu 
leiſten wäre. Endlich wolle der Bezirkshauptmann erinnern, daß an⸗ 
läßlich einer im Jahre 1865 ftattgehabten Erplofion eines Schieß⸗ 
baumwollmagazins im Bezirke den Beſchädigten nur in Folge a. h. 
Entſchließung eine Vergütung geleiſtet worden ſei, weil bei der ſeiner⸗ 
zeitigen Anlage der Pulpermagazine bezüglich der Entſchädigung keine 
diesbezügliche Beſtimmung getroffen worden war. 


) Man vergleiche die Mittheilung in Nr. 2, S. 7, Jahrgang 1872 dieſer 
Zeitſchrift. 
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Die Statthalterei hat dem gegen die bezirkshauptmannſchaftliche 
Entſcheidung ergriffenen Recurſe der Müüiter⸗Beudteeln A wis 
ben und dieſe Entſcheidung im Punkte 3 wegen Incompetenz der 
politiſchen Behörden behoben, weil bezüglich des Schadenerſatzes und 
des Erſatzes eines entgangenen Gewinnes, welche dem Militär⸗Aerar 
auferlegt wurden, geſetzlich dem ordentlichen Richter gegebenen Falls 
der Spruch zuſteht, ob überhaupt und in welchem Maße ein Erſatz 
des Schadens und des entgangenen Gewinnes zu leiſten iſt. 8 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde E. den Miniſte⸗ 
rialrecurs eingebracht, in welchem ſie betont, daß, als die k. k. Mili⸗ 
tär⸗Baudirection mit der Abſicht hervortrat, in ihrem Territorium ein 
Sprengſtoff⸗Depot zu errichten, ſie vor Augen hatte, daß es ſich um 
die Anlegung eines Depots im Zuſammenhange mit der Erzeugung 
und Verſchleißung eines Monopolgegenſtandes handle und demzufolge 
nicht fo ſehr die Bau- als vielmehr die Gewerbeordnung das maß⸗ 
gebende Geſeg jet — und als die Militärbehörde die käufliche Ueber⸗ 
laſſung einer der Gemeinde E. eigenthümlichen Grundparcelle für das 
Depot begehrte, habe die Gemeinde in ihrem Intereſſe contractlich 
die Vergütung der durch eine Exploſion verurſachten erweislichen und 
durch Abſchätzung ermittelten Schäden feſtgeſtellt, welche Bedingung 
auch von Seite der Eommiſſion angenommen wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. März 1872, 
Z. 47 dieſem Recurſe der Gemeinde E. keine Folge gegeben. A. I. 


Zur Nichtigftellung des Begriffes „Taglöhner“ in Nückſicht auf die 
Verpflichtung des a ee e der Krankenverpflegs⸗ 
often *). 


Der bei der Nordbahn als Magazinsarbeiter beſchäftigt gewe⸗ 
ſene Karl K. aus L. in Nieder⸗Oeſterreich wurde vom 27. Juni bis 
7. Auguſt 1870 im Wiener allgemeinen Krankenhauſe an einem Augen⸗ 
leiden (puſtulöſen Hornhautentzündung) behandelt. Die Krankenhaus⸗ 
verwaltung wendete ſich an den Wiener Stadtmagiſtrat um Herein⸗ 
bringung der aufgelaufenen Verpflegskoſten pr. 14 fl. 10 kr. von der 
Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn. 

Der Magiſtrat erkannte die Eiſenbahngeſellſchaft nach § 12 der 
Rezierungsverordnung vom 30. März 1837, 3. 12.234 als zur 
Zahlung gedachter Koſten — für 30 Tage — verpflichtet. 

Im Recurſe der Direction der Nordbahn an die Statthalterei 
wurde betont, daß der § 12 der berufenen Normalverordnung auf den 
Arbeiter Karl K. keine Anwendung finden könne, weil dieſer nur 
Taglöhner war, der je nach der Arbeit aufgenommen und weggeſchickt 
wird, willkurlich kommen und wegbleiben kann, nur einen Taglohn 
bezieht und ſomit in keinem Dienſtverhältniſſe ſteht; derſelbe würde 
jedenfalls eine Krankenhausanweiſung erhalten haben, wenn er in die 
Claſſe der Bedienfteten gehört hätte. 

Die Statthalterei hat dem Recurſe Folge gegeben, weil die 
Verpflichtung der Arbeitsgeber zur Vergütung von Verpflegskoſten 
nach dem Geiſte des § 12 des Hofkanzleidecretes vom 30. April 
1840, 3. 11757 und des § 73 der Gewerbeordunng auf Taglöhner 
und die nach der Natur des Arbeitsverhältniſſes und der Beſchäftigung 
den Taglöhnern gleichzuhaltenden Kategorien von Arbeitern ohne 
eine zu weit gehende Bedrückung der Arbeitgeber nicht ausgedehnt 
werden kann; Karl K. aber der Beſchaͤftigung und der Natur der 
Arbeitsverhältniſſe nach zu jenen Arbeitern gehörte, welche den Tag⸗ 
löhnern gleichzuhalten find. 

Gegen dieſe Eutſcheidung hat der nied.⸗öſterr. Landesausſchuß 
den Miniſtertal⸗Recurs ergriffen, indem er in Abrede ftellt, daß K. 
als bloßer Taglöhner in dem Magazin arbeitete, vielmehr aus der in 
den Verhandlungsacten enthaltenen Ausſage eines Magazinsdieners 
hervorgeht, daß derſelbe, wie alle Arbeiter der Nordbahn ein Anrecht 
ſtelle, im Erkrankungsfalle im Spitale der barmherzigen Brüder — 
wohin ein Pauſchale gezahlt wird — Aufnahme zu finden, derſelbe 
aber daſelbſt nicht aufgenommen werden konnte, weil dort keine Augen⸗ 
klinik beſteht. Ueberdies habe K. während der erſten 14 Tage ſeinen 
Lohn ganz, die übrige Zeit während feiner Behandlung zur Hälfte 
bezogen; folglich ſei er nicht als aus dem Dienſtverbande entlaſſen, 
betrachtet worden. 

) Man vergleiche die Mittheilung in Nr. 8, S. 11, Jahrgang 1872 
dieſer Zeitſchrift. 
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Das Miniſterium des Innern hat auch unterm 16. April 
1872, 3. 1490 der Berufung des Landesausſchuſſes Folge gegeben 
und die Direction der Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn — unter An⸗ 
wendung der Normalvorſchriften vom 18. Februar 1837 und vom 
30. April 1840 in Erwaͤgung, „daß K. als Arbeiter in dem Ge⸗ 
ſchäfte der Nordbahn verwendet wurde und nicht nachgewieſen er⸗ 
ſcheint, daß er bloß als Taglöhner beſchäftigt war“, zur Beſtreitung 
des Verpflegskoſtenbetrages pr. 14 fl. 10 kr. für ty Ben 

v. W. 


Berordnungen. 


Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 4. Auguſt 1871, Z. 15.897, betreffend 
die Anrechnungsfühigkeit des proviſoriſchen Gehaltes auch bei Bemeſſung der 
Penſtonen für Angehörige der Staatsdiener. 

Nach dem Wortlaute des § 1 der kaiſ. Verordnung vom 9. December 1866 
ſind die auf einem definitiven oder proviſoriſchen Dienſtpoſten untergebrachten penſions⸗ 
fähigen Staatsbeamten oder Diener nach Maßgabe der Länge ihrer Dienſtzeit mit 
Ruhegenüſſen oder Abfertigungen zu betheilen. — Da nun im Sinne der beſtehenden 
Vorſchriften die bereits erworbenen Verſorgungsanſprüche der Staatsdiener auch auf 
deren betheilungsfähige Angehörige übergehen und jener Aetivbezug, welcher der Be⸗ 
meſſung des Ruhegenuſſes für einen Staatsdiener zu Grunde zu legen iſt, ſtets auch 
die Baſis für die Verſorgungsgenüſſe feiner Angehörigen zu bilden hat, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Witwen und Waiſen penſionsfähiger Beamten und Diener, 
inſoferne ihnen überhaupt ein Verſorgungsanſpruch zuſteht, nach dem letzten Activ⸗ 
gehalte des Gatten, reſp. Vaters, ohne Rückſicht, ob dieſer Bezug ein definitiver oder 
bloß proviſoriſcher war, zu behandeln ſind. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 11. April 1872, 3. 8300, betreffend 
eine Erinnerung wegen der Arbeitszeitdauer der Kinder in Fabriken. 

Es iſt zur Kenntniß gebracht worden, daß beſonders in jenen Fabriken, welche 
mit Maſchinen arbeiten, nicht ſelten Kinder in einer längeren Arbeitsdauer verwendet 
werden, als dieſes nach den SS 86 und 87 der Gewerbeordnung vom 20. December 
1359 geftattet tft. 


Ein ſolcher geſetzwidriger Vorgang würde die Körper⸗ und Geiſteskraft der 


heranreifenden Arbeiter⸗Generation in un verantwortlicher Weiſe ſchädigen. 

Obſchon der Vermuthung Raum gegeben werden darf, daß derartige, höchſt 
bedauerliche Vorkommniſſe nur zu den Ausnahmen gehören, ſo muß doch an die ge⸗ 
meſſene Handhabung der Vorſchriften des Gewerbegeſetzes erinnert und Ew. die ge⸗ 
naue Unterſuchung der im dortigen Gebiete beſtehenden Fabriken aufgetragen werden. 
Selbſtverſtändlich hat es dem tactvollen Ermeſſen der mit der Unterſuchung betrauten 
Organe anheimgeſtellt zu bleiben, jede ſich etwa ereignende günſtige Gelegenheit zur 
Beſichtigung der Fabriken zu benützen und hiebei auch mit Vermeidung alles unnöthi⸗ 
gen Aufſehens entſprechend vorzugehen. 

Sollten ſich aber wirklich Fälle ergeben, welche gegen die oberwähnten Para⸗ 
graphe der Gewerbe⸗Ordnung verſtoßen, dann iſt mit aller Strenge Amt zu handeln 
und nöthigenfalls auch durch die Verhängung wirkſamer Strafen auf die ſofortige 
Abſtellung des Mißbrauches zu dringen. 

Schließlich wolle nach Ablauf eines jeden Quartales ein Nachweis über die 
Zahl der im Verwaltungsbezirke vorgenommenen ämtlichen Erhebungen der Verhält⸗ 
niſſe der Kinderarbeit in den Fabriken und über die hiebei an den Tag gekommenen 
Uebertretungen des Gewerbegeſeßzes eingeſendet werden. 


Erlaß des k. k. Statthalters von Steiermark vom 9. April 1872, Z. 4165, be⸗ 
treffend den Vorgang bei Einbringung von Privilegiumsgeſuchen. 

Da wiederholt Fälle vorkommen, daß von den politiſchen Bezirksbehörden 
Privilegiengeſuche angenommen und vorgelegt werden, denen die im § 10 lit. d des 
Privilegiengeſetzes vorgeſchriebene Beſchreibung des zu privilegirenden Gegenſtandes 
nur in einem Exemplare beilag, wodurch zeitraubende Zurückſtellungen und Vielſchrei⸗ 
berei hervorgerufen wurden, ſowie daß auf die Unicate oder die von den Parteien über 
Amtliche Aufforderung nachträglich beigebrachten Duplicate derartiger Beſchreibungen 
entweder gar keine oder eine mangelhafte Beſtätigung, wie fie der § 6 der Vollzugs⸗ 
vorſchrift zum Privilegiengeſetze fordert, geſetzt wurde, jo finde ich mich veranlaßt, auf 
die genaue Beachtung des erwähnten Paragraphen, ferner des Erlaſſes vom 19. Juli 
1871, 3. 8689 (Zeitfchrift für Verwaltung, IV. Jahrg., Seite 144) zu verweiſen und 
hieran folgende Erinnerung zu knüpfen Es iſt von den beiden zu überreichenden 
Parien der Privilegiumsbeſchreibung eines für das Privilegienarchiv in Wien, das 
andere aber für das königl. ungariſche Privilegienarchiv beſtimmt. Aus dieſem Grunde 
find beide Parien mit dem gleichen, übereinſtimmenden Datum der Ueberreichung 


ſtets nur von Ein em Zeitpunkte laufen kann Ob die Prlorität vom Tage der Ueber 
reichung der erſten, oder aber der nachträglich beigebrachten Beſchreibung zu laufen 
hat und ob demnach auf beide Parien das Datum der erſten oder ſpäteren Ueberrei⸗ 
chung anzuwenden iſt, wird ſich darnach richten müſſen, ob das Unieat in ämtlicher Ver⸗ 
wahrung behalten, oder dem Privilegiumswerber zum Behufe der Beibringung des 
Duplicates ausgefolgt wurde. Selbſtverſtändlich wird auch im letzteren Falle dem 
Privilegiumswerber gegen Einziehung des urſprünglichen Prioritätscertificates ein 
neues vom Zeitpunkte der ſpäteren Ueberreichung lauten des Certificat auszuſtellen ſein. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 13. April 1872, Z. 5078, betreffend Zu⸗ 
ſammenſtellung der ſtatiſtiſchen Tabellen der Landesſanitätsberichte. 
Anläßlich einer vorgekommenen Anfrage habe ich beſtimmt wie folgt: Die Zu⸗ 

ſammenſtellung der ſtatiſtiſchen Tabellen, beziehungsweiſe des Ziffermateriales des Landes⸗ 

ſanitätsberichtes wird dem Landesſanitätsrathe durch das Geſetz vom 30. April 1870, 

R. G. Bl. Nr. 68 nicht aufgetragen und iſt von jenen Organen der politiſchen Landes⸗ 

behörde zu liefern, welchen bisher die analogen ftatiftifchen Arbeiten zugewieſen waren. 
Soferne einzelne von dieſen Arbeiten zufolge des Miniſterialerlaſſes vom 

13. November 1871, 3. 12.089 weſentlich umfangreicher geworden oder neu hinzuge⸗ 

kommen ſind, unterliegt es im Principe keinem Anſtande, daß eine ſich als nothwendig 

ergebende Aushilfe an Arbeitskraft aus der Dotation des Landesſanitätsrathes remu⸗ 
nerirt werde. 
Hievon beehre ich mich Eure 

Kenntniß zu ſetzen. 


zur gefälligen Darnachachtung in die 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den geheimen Rath Alois Freiherrn v. Kübeck zum a. o. 
Botſchafter am heiligen Stuhle ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbaurathe für Tirol und Vorarlberg Johann 
Wawra, dann dem mit Titel und Rang eines Oberbaurathes bekleideten Baurathe 
im Miniſterium des Innern Joſeph Winterhalder ſyſtemiſirte Oberbaurathsſtellen 
im Miniſterium des Innern verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Telegrapheuamksleiter in Marburg Dfficial Johann 
Kral das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterialrath Karl Reislin Ritter v. Sont⸗ 
hauſen zum Sectionschef, den Seetionsrath Eduard Uffenheimer Ritter v. Fenn⸗ 
heim zum Miniſterialrath, den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes beklei⸗ 
deten Miniſterialſecretär Alexander Merey v. Kaposmere und den Miniſterial⸗ 
ſeeretär Franz Bitter zu Sectionsräthen und den mit Titel und Charakter eines 
Miniſterialſecretärs bekleideten Miniſterialconcipiſten Joſeph Schneider und den 
Miniſterialconcipiſten Anton Kenner zu Miniſterialſecretären ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Inſpector der Sicherheitswache Joſeph Jan ouſch 
das ſilberne Verdienſtkreuz mir der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Kaſpar Berger in Wels das 
goldene Verdienftkrenz verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Generaldirector der Kaſchau⸗Oderberger Eiſenbahn 
| wut Vicomte de Maiſtre den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfret 

verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Cuſtos des Muſeums Franeisco⸗Carolinum in Linz 
Karl Ehrlich, den Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenteur Joſeph Indra zum Baurath, 
ferner den mit Titel und Charakter eines Oberingenieurs bekleideten Ingenieur Franz 
Wilt und die Ingenieure Heinrich Handner, Franz Löwe, Franz Hutzler, Karl 
Köchlin und Clemens Fiſcher zu Oberingenieuren endlich den quiescirten Ingenieur 
Engelbert Koleit, den Bauadjuncten Cajetan Tichy, den Bauadjuncten im Mini⸗ 

| ftertum des Innern Mathias Smöch und den böhmiſchen Bauadjuneten Franz 


—— . . f ee — a 


Hrades zu Ingenieuren im Miniſterinm des Innern ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Wenzel Knor zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. 

Der Mintſter des Innern hat den auf eine Bezirkscommiſſärsſtelle eingereihten 
früheren Bezirksvorſteher Alois Joſeph Maſcha zum Bezirkshauptmanne II. Claſſe 
in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Finanz⸗Bezirksdirectorsſtelle mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
zu Brünn mit 2500 fl. Jahresgehalt. (Amtsbl. Nr. 100.) 

Telegraphenbeamtenſtellen und zwar a. 16 Commiſſärsſtellen und zwar 6 für 
die Telegraphen⸗Bureaux im Handelsminiſterium und für die neu creirten 10 Tele⸗ 
graphen⸗Directionen je Eine mit 1200 fl. Gehalt. b. eine Verwaltersſtelle mit 1200 fl. 
Gehalt gegen Caution. e, 24 Controlorsſtellen mit je 1100 fl. Gehalt gegen Caution 


und zwar: 10 für Wien, 3 für Prag, 1 für Brünn, 1 für Prerau, 1 für Bregenz, 


1 für Bozen, 1 für Graz, 1 für Czernowitz, 2 für Trieſt, 1 für Salzburg, 1 für 
Reichenberg und 1 für Auffig, bis 21. Mai. (Amtsbl Nr. 100.) 

Zwei Finanzconcipiſtenſtellen mit je 700 fl. Gehalt und vier Conceptsprakti⸗ 
cantenſtellen mit je 400 fl. Adjutum jährlich. 

Communalarztesſtelle in Teſchen mit 200 fl. Jahresbezug, bis Mitte Mai. 


(Amtsbl. Nr. 98.) 


Bauprakticantenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit Adjutum jährl. 
400 fl., bis Ende Mai. (Amtsbl Nr. 97.) 
Diurniſten wit 1 fl. 50 kr. Taggeld bei der Gemeindeſteuer⸗Regelungscom⸗ 


ämtlicherſeits zu verſehen, da die Priorität, welche daraus erſichtlich fein ſoll, natürlich ! miſſion für Nieder-Defterreich, bis 15. Mai. (Amtsbl. Nr. 100). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


